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Mitarbeltervertretung

Budinger Land





Dienstvereinbarung

über die Verwendung der Mittel des Familienbudgets im Bereich des Evangelischen Regionalverwaltungsverbandes Wetterau (Dekanate Büdinger Land Wetterau und Regionalverwaltung selbst) abgeschlossen zwischen 

der evangelischen Kirchengemeinde   ……………………………………..…….


und der Mitarbeitervertretung (MAV) im evangelischen Dekanat Büdinger Land
Präambel

Die Unterzeichnenden stimmen darin überein, ihre Mittel des Familienbudgets in ein Budget zusammen zu führen und sie gemäß nachfolgender Vereinbarung für familienfördernde Maßnahmen zu verwenden.

§1

Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung (DV) gilt für die in §2 der DV genannten Beschäftigten des Evangelischen Dekanates Büdinger Land und Wetterau und der ihnen zugehörigen Kirchengemeinden und der Regionalverwaltung selbst.

§2

Personenkreis

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der unter §1 genannten Einrichtungen, die unter den Geltungsbereich der KDO fallen, sowie Auszubildende und Praktikantinnen und Praktikanten im Sinne der APrO haben Anspruch auf Förderung aus den Mitteln des Familienbudgets im Rahmen dieser Dienstvereinbarung. 

§3

Verwendung des Budgets

Das Familienbudget wird gesplittet zur 

1.
Ausschüttung nach einem Punktemodell und

2.
Speisung eines Notfallfonds für

a)
Beihilfen in familiäre Notlagen und 
b)
zusätzliche Arbeitsbefreiungsmaßnahmen

§ 4

Maßnahmen nach dem Punktemodell

1. Es werden Punkte für folgende familiäre Konstellationen gegeben:

a)
Mitarbeitende mit Kindern für die Kindergeld bezogen wird 

b)
Mitarbeitende, die Angehörige pflegen

2. Als Nachweis für Kinder gilt bis zum 18. Lebensjahr die einmalige Vorlage der Geburtsurkunde. (Änderungen hierbei sind mitzuteilen). Für Kinder über 18 Jahren erfolgt der Nachweis durch jährliche Vorlage der Kindergeldberechtigung.

3. Als pflegebedürftige Angehörige im Sinne von § 4 Abs. 1b gelten Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, leibliches Kind, Adoptiv-, Stief- oder Pflegekind, Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebenspartner, Partnerin oder Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft, Geschwister. Die Pflegebedürftigkeit wird jährlich nachgewiesen mit ärztlichem Attest oder Nachweis der Pflegestufe.

4. Jede der unter 2 und 3 nachgewiesenen Tatsachen wird mit jeweils einem Punkt bewertet. Für jedes Kind und/oder jede/n Pflegebedürftige/n können Punkte nur von einer oder einem Angehörigen beantragt werden.
§ 5

Verfahren im Punktemodell

Für das Punktemodell müssen die relevanten Sachverhalte für das laufende Jahr jährlich bis zum 31. Januar des Folgejahres an die Regionalverwaltung gemeldet und dort schriftlich (in Papierform) beantragt werden. (Formular/Geburtsurkunde/Attest/ Pflegestufe/Kindergeldbescheinigung bei über 18 jährigen Kindern).

Die innerhalb eines Kalenderjahres erreichten Bewertungspunkte werden für jede/n MitarbeiterIn addiert. Nach Ermittlung der Jahressumme für das Punktemodell wird diese durch die Gesamtsumme aller Bewertungspunkte dividiert. Als Ergebnis ergibt sich ein Betrag in Euro, der den Wert eines Bewertungspunktes (Punktwert) darstellt. Der Beirat behält sich vor, eine Obergrenze für den Punktwert festzulegen. 

Dann wird die Punktzahl jedes Mitarbeitenden mit dem Punktwert multipliziert und ergibt eine individuelle Summe. Diese Summe wird im April des auf das Förderjahr folgenden Kalenderjahres mit der Gehaltsabrechnung zur Auszahlung gebracht. Der Auszahlungsbetrag nach dem Punktemodell des Familienbudgets, der der Steuer-, Sozialversicherungs- bzw. EZVK-Pflicht unterliegt, ist ein Bruttobetrag. 

Nicht verausgabte Mittel werden in das Folgejahr übertragen. 

Die sich hieraus ergebenden Verwaltungsaufgaben übernimmt die Regionalverwaltung Wetterau. 

§ 6

Mittel des Notfallfonds

Die aus den Jahren 2008 und 2009 gebildete Rücklage für den Notfallfonds soll den Betrag von 25.000,-€ nicht unterschreiten. Wird der Betrag im laufenden Jahr unterschritten, so wird er im darauf folgenden Jahr aus dem laufenden Familienbudget bis zu diesem Betrag ausgeglichen. Dadurch verringert sich die Summe für die Ausschüttung nach dem Punktemodell.
§ 7

Maßnahmen aus Mitteln des Notfallfonds

1. In besonderen familiären Notlagen können auf Antrag finanzielle Hilfen aus dem Notfallfonds gezahlt werden. Besondere Notlagen sind unvorhergesehene Ereignisse wie z.B. Krankheit oder Unglücksfälle. (Einzelfallentscheidung des Beirates).

2. Arbeitsbefreiung in besonders begründeten familiären Notlagen wird nach folgenden Bedingungen aus dem Notfallfonds des Familienbudgets gewährt:

a) Arbeitsbefreiung gemäß § 53 (1) Nr. 1 KDO (schwere Erkrankung von Ehegatten, Lebenspartner/in, Kindern über 12 Jahren, Eltern und Geschwistern) wird auf bis zu 3 Arbeitstage pro Jahr erweitert. Zudem wird die Arbeitsbefreiung auch dann gewährt, wenn die betreffenden Personen nicht im Haushalt des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin leben. Voraussetzung für die zusätzliche Arbeitsbefreiung ist die Vorlage eines ärztlichen Attests. Kosten für die zusätzliche Befreiung werden dem Arbeitgeber erstattet, wenn eine Vertretungskraft finanziert werden muss.

b) Die Arbeitsbefreiung gemäß § 53 (1) Nr. 3 KDO (Tod von Ehegatten, Lebenspartner/in, Kindern, Eltern und Geschwistern) wird dahingehend ausgeweitet, dass die Bestimmung auch für außerhalb des Haushaltes der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters lebende Personen aus dem Familienkreis gilt, ebenso für die Schwiegereltern. Zudem wird die Arbeitsbefreiung von 2 Tagen auf 3 Tage erweitert und kann auch an einzelnen Tagen genommen werden. Kosten für die zusätzliche Befreiung werden dem Arbeitgeber erstattet, wenn eine Vertretungskraft finanziert werden muss.

c) Arbeitsbefreiung gemäß § 53 (1) Nr. 4 KDO (Niederkunft der Ehefrau oder der im Haushalt lebenden Lebenspartnerin) kann von einem Arbeitstag auf bis zu 3 Tage erweitert werden. Kosten für die zusätzliche Befreiung werden dem Arbeitgeber erstattet, wenn eine Vertretungskraft finanziert werden muss.

In den vorgenannten Fällen (2 a - c) informiert der Arbeitgeber umgehend die zuständige MAV, die überprüft, ob ein Notfall vorliegt und alle anderen gesetzlichen Mittel ausgeschöpft wurden.
§8

Verfahren im Notfallfonds

Die Anträge für Mittel aus dem Notfallfonds werden an die zuständige MAV gestellt und dort beraten. Die Empfehlung der MAV wird dem Beirat umgehend zur Prüfung weitergeleitet.
Auszahlungen aus dem Notfallfonds erfolgen erst nach Ausschöpfen aller gesetzlichen Möglichkeiten. Ist die Ausschöpfung der gesetzlichen Möglichkeiten langwierig, kann in dringenden Fällen vorab ein zinsloses Darlehen gewährt werden. Das Darlehen muss sofort zurückgezahlt werden, wenn die gesetzlichen Möglichkeiten greifen und Geld erstattet wurde. In allen anderen Fällen wird es durch vereinbarte Tilgung per Darlehensvertrag abgelöst. Auf Mittel aus dem Notfallfonds besteht kein Rechtsanspruch.

§ 9

Beirat

Der Beirat setzt sich zusammen aus jeweils einem Mitglied der beteiligten MAVen. 

Seine Aufgaben sind: 

a) die Verwendung und Vergabe der Mittel zu überwachen
b) die Auszahlung der Mittel aus dem Notfallfond durch die Regionalverwaltung zu überprüfen und zu veranlassen
c) gegebenenfalls eine Obergrenze für den Punktwert nach dem Punktemodell (§ 5) festzulegen
d) eventuell nicht verbrauchte Mittel auf das Folgejahr zu übertragen

e) Erarbeiten von Verfahrensregeln und Entwickeln von Antragsformularen für die Mitarbeitenden

f) Evaluation der Dienstvereinbarung und eventuelle Novellierung

§ 10

Inkrafttreten
Diese Dienstvereinbarung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. 

………………………………….............



.......................................................
Ort, Datum





Ort, Datum
Unterschriften:
............................................................


.......................................................

Dienststelle





MAV Dekanat Büdinger Land
